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Liebe Leserinnen,  

liebe Leser, 

 

Während des Oktober-Plenums wurden 

viele Gespräche geführt: 

 

- mit der Leitungsebene des Finanzamtes 

Soltau 

- mit der Reservistenkameradschaft 

- mit den Fusionskommunen Walsrode und 

Bomlitz 

 

Auch wichtige landespolitische Themen 

standen wieder auf der Tagesordnung: 

Wolf, Digitalisierung in der Landwirtschaft, 

Fahrradland Niedersachsen, Krankenhaus-

gesetz, Jagdgesetz und Sportstättenförde-

rung. 

Einiges davon können Sie in unserem 

Newsletter nachlesen. 

 

Viel Spaß dabei! 

Was sonst noch geschah? 

Lesen Sie unseren Newsletter. 
 

 

Herzlichst Ihre Landtagsabgeordneten 

 

 

 

Dr. Karl-Ludwig von Danwitz   Gudrun Pieper 

 

Ein guter Tag für Bomlitz, Walsrode und 

den Heidekreis: Die Fusion der beiden 

Kommunen ist im Niedersächsischen 

Landtag einstimmig beschlossen worden. 

Nun sind die Weichen endgültig gestellt 

und besonders erfreut waren wir darüber, 

dass sowohl Ratsvertreterinnen und Rats-

vertreter, Bürgermeisterin Helma Spöring 

(Walsrode) als auch Bürgermeister Mi-

chael Lebid (Bomlitz)  

den Abstimmungsakt  

Gudrun Pieper MdL  
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verfolgt haben. 

Die guten Vorarbeiten 

durch Rat und Verwal-

tung und die breite Un-

terstützung in den Ko-

alitionsfraktionen von 

CDU und SPD erleich-  

Fusion Bomlitz-Walsrode  

beschlossen 

 
 

terten die dazugehörige Debatte im zu-

ständigen Fachausschuss.  

Unser innenpolitische Sprecher Bernd-

Carsten Hiebing erörterte den mündli-

chen Bericht aus dem Ausschuss mit fol-

genden Kernpunkten: 

1. Der Zusammenschluss der Kommu-

nen soll die Wirtschafts- und Gestal-

tungskraft der durch die Eingliederung 

vergrößerten Stadt Walsrode stärken.  

2. Die haushaltswirtschaftliche Situation 

vor Ort soll sich verbessern.  

3. Mit dem Zusammenschluss soll außer-

dem der demografischen Entwicklung 

begegnet werden.  

4. Die Stadt 

Walsrode wird 

dadurch in ih-

rem Status als 

selbstständige 

Gemeinde ge-

festigt.  

 

Die Stadt Walsrode und die Gemeinde 

Bomlitz haben darum gebeten, eine finan-

zielle Förderung ihres freiwilligen Zusam-

menschlusses zu erhalten, dies aber nicht 

zur Bedingung ihres Zusammenschlusses 

gemacht. Ob dem eventuell gefolgt wer-

den kann, auch rückwirkend, müssen wir 

weiterhin verfolgen.  

Gudrun Pieper 
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Koalition stärkt Verkehrssicherheit  

für Fußgänger und Radfahrer 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

Aus dem  

Plenum 
 

 

Änderung des Jagdgesetzes  
 

ĂDer Tierschutz und besonders der Schutz von Elterntieren hat im Jagdrecht zu 

Recht einen hohen Stellenwert. Allerdings leben 1,6 Millionen Niedersachsen in un-

mittelbarer Nähe unserer niedersächsischen Deiche mit 6.600 km2 Fläche. Der 

Schutz dieser Deiche muss daher für uns eine hohe Priorität haben. Daher ist die 

Änderung des Jagdgesetzes in Bezug auf die Bejagung von Nutrias folgerichtig und 

mehr als notwendig.ñ Das erklärte Jagdexperte Uwe Dorendorf anlässlich der No-

velle des niedersächsischen Jagdgesetzes im Landtag.  

Die Auswirkungen der Änderungen hat man sehr intensiv abgewogen und sich auch 

die Kritik an den Änderungen zu Herzen genommen. Mit der Gesetzesnovelle hat 

man Rechtssicherheit für die Jäger bei der Bejagung der invasiven Tierart Nutria 

geschaffen. Es erfolgt eine Einschränkung des Elterntierschutzes, so dass ganzjäh-

rig weibliche wie auch männliche Nutria getötet werden dürfen, da sich die Ge-

schlechtserkennung als sehr schwierig erweist und weibliche Nutria bis zu 3-mal im 

Jahr Junge führen.   

Mit Blick auf die Afrikanische Schweinepest (ASP) erklªrt Dorendorf: ĂDie Afrikani-

sche Schweinepest hat Deutschland und damit Niedersachsen eingekreist. Mit der 

Änderung des Jagdgesetzes haben wir schnell präzise Maßnahmen zum Schutz 

umgesetzt. Mit der Erlaubnis, Fahrzeuge mit Ansitzeinrichtung zu nutzen, haben wir 

die Sicherheit bei Erntejagden erhöht. Der obersten Jagdbehörde wird nur beim 

Ausbruch der ASP die Möglichkeit gegeben, in einem solchen Ausnahmefall den 

Elterntierschutz bei Schwarzwild aufzuheben und im Seuchenfall darf auf Anord-

nung eine beschränkte Jagd auch auf befriedeten Gebieten und jagdbezierksfreien 

Grundflªchen erfolgen.ñ 

Eine weitere wichtige Neuerung des Gesetzes ist die Erlaubnis von Schallminderen 

zur jagdlichen Nutzung für die niedersächsischen Jäger mit Blick auf den Arbeits-

schutz (Gehörschutz). 

Dr. Karl-Ludwig von Danwitz 
 
 

 

 

 

 

 

Neuer Umgang  

mit dem Wolf   
 

Für die CDU-Landtagsfraktion ist beim Um-

gang mit dem Wolf eins klar: der Schutz des 

Menschen steht an erster Stelle. Daher brau-

chen wir einen neuen Umgang mit dem Wolf. 

Martin Bäumer, stellvertretender Vorsitzender 

der CDU-Landtagsfraktion, machte sich im 

Rahmen der aktuellen Stunde ĂFür einen 

neuen Umgang mit dem Wolf ï Schutz für 

Menschen und Weidetiereñ stark. In anderen 

Staaten ist es normal, dass der Schutz des 

Menschen beim Thema Wolf an erster Stelle 

steht, in Deutschland und Niedersachsen 

muss dies auch so sein. 

Gesetze, Verordnungen, Richtlinien und Er-

lasse werden von Menschen gemacht und sie 

können auch von Menschen geändert werden. 

Daher ist die von der Landesregierung gestar-

tete Bundesratsinitiative zum Umgang mit 

dem Wolf ein guter Ansatz, die jetzt konse-

quent weiterentwickelt werden muss.  

Die Initiative von Umweltminister Lies nimmt 

viele Forderungen auf, die wir als CDU-Land-

tagsfraktion schon im Jahr 2017 in unserem 

ĂSieben-Punkte-Plan zum Umgang mit dem 

Wolfñ gefordert haben. Leider ist die Betroffen-

heit beim Thema Wolf in den Bundesländern 

sehr unterschiedlich. Während der Wolf in 

Sachsen schon lange ein großes Thema ist, 

wartet man in Nordrhein-Westfalen noch auf 

ihn. Eine unterschiedliche Betroffenheit darf 

aber nicht dazu führen, dass die wichtige Än-

derung des Bundesnaturschutzgesetzes un-

terbleibt.  

 ĂDer Wolf ist aktuell noch ein streng gesch¿tz-

tes Tier, weil sich interessierte Kreise darüber 

streiten, ob der günstige Erhaltungszustand 

erreicht ist. In Frankreich gibt es nur 250 

Wölfe, in Deutschland sind es schon 1.000. In 

Frankreich darf der Wolf im Wege eines Kon-

zeptes des gebremsten Wachstums geschos-

sen werden, in Deutschland drängt er sich un-

gebremst in unser Leben. Widersprüchlicher 

kann die aktuelle Wolfspolitik nicht sein und 

deshalb brauchen wir einen neuen Umgang 

mit dem Wolfñ, so der stellvertretende Frakti-

onsvorsitzende in seiner Rede. ĂMan kann das 

Bundesnaturschutzgesetz ändern, ohne die 

Gefahrenabwehr zu vernachlªssigenñ.  

Dr. Karl-Ludwig von Danwitz 
 

 

 

Der Einbau von Abbiegeassistenten ist 

im Landtag verabschiedet worden und 

basiert auf dem Antrag der Koalitions-

fraktionen von CDU und SPD. Wir sehen 

das als wichtigen Beitrag zur Verkehrs-

sicherheit von Fußgängern und Radfah-

rern. Dazu unser verkehrspolitische 

Sprecher Rainer Fredermann: ĂMit der 

ausgewogenen Entschließung machen 

wir deutlich, dass mittelfristig alle LKW 

über Abbiege- und andere Assistenzsys-

teme verfügen sollen. Gerade an un-

übersichtlichen Kreuzungen kommen 

Unfälle vor, die vermeidbar sind.ñ  

Gleichzeitig muss aber beachtet wer-

den, dass unrealistische Zeitvorgaben 

zur Nachrüstung eine schwere Hypothek 

für deutsche Logistiker bedeuten. Daher 

wollen wir ein Vorgehen über sinnvolle 

Anreizprogramme vorziehen. 

Fredermann wies darauf hin, dass es 

gerade die schwächsten Verkehrsteil-

nehmer sind, die bei Unfällen die größ-

ten Verletzungen davontragen: ĂDamit 

sehr junge sowie ältere Verkehrsteilneh-

mer, die Situationen nicht gut einschät-

zen können, geschützt werden können, 

brauchen wir neue Impulse.ñ Hierzu 

zählten vorgezogene Haltepunkte oder 

getrennte Ampelschaltungen. Als hilf-

reich könne sich auch der Ausbau des 

Mobilfunks erweisen. ĂDurch autonomes 

und vernetztes Fahren sind weitere Fort-

schritte in Sachen Verkehrssicherheit 

mºglichñ.  

Gudrun Pieper 

 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

  

 

Ärztliche Versorgung flächendeckend sichern 
Als großes Land sollten wir den Anspruch haben, dass wir die Ärzte, die wir in den nächsten 

Jahren und Jahrzehnten brauchen, auch selber ausbilden. Deshalb hat die CDU Fraktion 

eine Anfrage gestellt, um aktualisierte Zahlen zu erhalten (s. Drs. 18/1562) und diese als 

Grundlage zur āAktuellen Stundeó verwendet. 

Zurzeit sind in Niedersachsen 32 365 Ärztinnen und Ärzte tätig. Bis zum Jahr 2030 werden 

davon 10 790 65 Jahre alt und wahrscheinlich aus dem Dienst ausscheiden. Im Augenblick 

haben wir 675 Studienanfängerplätze. Deswegen haben wir uns vorgenommen, diese Zahl 

um 200 - immerhin um 30 % - zu erhöhen. Aber selbst wenn diese 875 Studienplätze sofort 

verfügbar wären, könnten wir damit in zwölf Jahren gerade einmal 10 500 Ärztinnen und 

Ärzte ausbilden. Das heißt: Die Zahl der Studienplätze zu erhöhen, ist dringend geboten. 

Eigentlich hätte dies schon in der letzten Legislaturperiode weiterverfolgt werden müssen, 

denn die Ausbildung dauert mindestens elf Jahre. Die Zahlen zeigen aber, dass unsere Ka-

pazitäten dann nur bestenfalls numerisch die eigenen niedersächsischen Bedarfe abdecken 

können.  

Wissen sollte man auch, dass weitere Studienplätze nicht unbedingt am Geld scheitern, nicht 

an Hörsälen und nicht an Professoren, sondern am Flaschenhals klinischer Ausbildungska-

pazitäten. Wir müssen deshalb darauf hinwirken, dass möglichst viele Absolventen der sehr 

aufwendigen Medizinerausbildung am Ende auch Ärztin oder Arzt werden.  

Längst nicht alle Absolventen unseres Medizinstudiums tun das. Wie hoch ist die Quote de-

rer, die nicht Ärztin oder Arzt werden? Was machen die anderen?  Unser Antrag im Sozial-

ausschuss und flankierend im Wissenschaftsausschuss sind die Maßnahmen, die wir in der 

nächsten Zeit voranbringen wollen. 

 

 

Die EU-Kommission veröffentlichte am 

26.Januar 2018 einen Bericht über die 

Verhängung von Strafen für die Produk-

tion und die Verbreitung von gefälschten 

Medikamenten in der EU. Der Bericht 

zeigt eine sehr unterschiedliche Handha-

bung in den EU- Mitgliedsländern. Ge-

fängnisstrafen für die Fälschung von Arz-

neimitteln reichen z.B. von einem Jahr 

(Schweden, Finnland und Griechenland) 

bis zu 15 Jahre (Österreich, Slowenien 

und Slowakei), während Geldstrafen von 

4300 EUR (Litauen) bis zu 1 Mio. EUR 

(Spanien) und unbegrenzt (UK) verhängt 

werden. Nach der Richtlinie 2011/62/EU 

zur Schaffung eines Gemeinschaftskodex 

für Humanarzneimittel zur Verhinderung 

des Eindringens von gefälschten Arznei-

mitteln in die legale Lieferkette sind die 

Mitgliedstaaten verpflichtet, abschre-

ckende Strafen zu verhängen. Gefälschte 

Arzneimittel, die unwirksam, schädlich o-

der sogar tödlich sein können, sind dem 

Bericht zufolge eine ernsthafte Bedrohung 

für die öffentliche Gesundheit. Eine breite 

Palette von Arzneimitteln sei von dieser 

kriminellen Praxis betroffen, einschließlich 

Behandlungen gegen Krebs, sexuelle 

Dysfunktion und Hepatitis C. Gefälschte 

Arzneimittel würden in die EU-Lieferkette 

eingeführt; zwischen 2013 und 2017 seien 

mehr als 400 Vorfälle, von denen die 

meisten EU-Länder betroffen waren, vom 

EU-Schnellwarnnetz gemeldet worden. 

Der sicherste Weg an unschädliche Arz-

neimittel zu gelangen, ist immer noch der 

Kauf in der Apotheke vor Ort! 

 

 

Aus dem  

Sozialausschuss 

 

Umsetzung EU-Richtlinie  

über barrierefreien Zugang zu Websites beschlossen 
 ĂDie Teilhabe am gesellschaftlichen Le-

ben von Menschen mit Behinderungen 

muss auch auf Websites und mobilen An-

wendungen barrierefrei sein. Der jetzt be-

schlossene Gesetzentwurf ist ein erster 

wichtiger Schritt auf dem Weg zu einem in-

klusiven, barrierefreien Niedersachsen. 

Websites und mobile Anwendungen öf-

fentlicher Stellen müssen nun eine ver-

pflichtende Erklärung zur Barrierefreiheit 

abgeben. Wir werden nicht nur eine 

Schiedsstelle einrichten, an die sich Nut-

zer im Bedarfsfall richten können, sondern 

auch die Umsetzung der Barrierefreiheit 

regelmäßig überwachen. Wir haben im Ko-

alitionsvertrag das Ziel verankert, eine um-

fassende Barrierefreiheit auch im nichtöf-

fentlichen Sektor zu schaffen. Die Ände-

rung des Niedersächsischen Behinderten-

gleichstellungsgesetz (NBGG) wird ein 

weiterer wichtiger Schritt sein, um dieses 

Ziel zu erreichen.ñ Das habe ich wªhrend 

der Debatte im Niedersächsischen Land-

tag zum Ausdruck gebracht. 

Worum geht es? Mit Wirkung vom 

26.10.2016 hat das Europäische Parla-

ment beschlossen, dass die EU/Richtlinie 

2016/2012 über den barrierefreien Zugang 

zu den Websites und mobilen Anwendun-

gen öffentlicher Stellen in nationales Recht 

umgesetzt werden muss. Mit dem jetzt be-

schlossenen Gesetz haben wir damit die 

Grundlagen geschaffen, den Zugang zur 

digitalen Welt für Menschen mit Behinde-

rungen zu verbessern. Weitere Schritte im 

Sinne der UN-Behindertenrechtskonven-

tion werden in der Novellierung des Nieder-

sächsischen Behindertengleichstellungs-

gesetzes folgen. 

  

 

Niedersächsisches 

 Krankenhausgesetz 
 

Das neue Krankenhausgesetz stärkt die 

Patientensicherheit in Niedersachsen und 

zieht die richtigen Schlüsse aus den Kran-

kenhausmorden in Delmenhorst und 

Oldenburg. Diese haben wir bereits in der 

letzten Legislaturperiode seit 2015 in ei-

nem Sonderausschuss umfassend aufge-

arbeitet. Mit der verpflichtenden Etablie-

rung von Stationsapothekern, der Schaf-

fung einer Arzneimittelkommission und 

der Einrichtung eines anonymen Melde-

systems professionalisieren wir das Medi-

kationsmanagement. Regelmäßige Schu-

lungen für Beschäftigte sowie Morbiditäts- 

und Mortalitätskonferenzen schärfen zu-

dem das Bewusstsein aller, genau hinzu-

sehen. Die neuen Stationsapotheker sind 

ein Qualitätskriterium für Krankenhäuser. 

Das Risiko von Medikationsfehlern, ob 

aus Versehen oder vorsätzlich, kann von 

ihnen deutlich gesenkt werden. 

Im Vorfeld haben wir uns mit dem Arbeits-

kreis Soziales im örtlichen Heidekreisklini-

kum in Walsrode zu dieser Thematik sach-

kundig gemacht. Hier wurde die Notwen-

digkeit von Stationsapothekern verdeut-

licht und fachgerecht begründet. Mit dem 

jetzt beschlossenen Gesetz tragen wir 

dem Rechnung. 

Gudrun Pieper 
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Kohäsionspolitik nach 2020 ƭ Niedersachsen wirbt  

für angemessene Finanzausstattung 

 

Aus dem  

Europaausschuss 

 

Wirtschaftsausschuss 

informiert sich  
Vom 24. bis 26.09. unternahm der Ausschuss 

für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitales 

des Niedersächsischen Landtages eine Infor-

mationsreise nach Brüssel, um sich über aktu-

elle Themen zu informieren. Mit den Themen 

CO 2 Grenzwerte, Außenhandel, Brexit und 

Inhalte der neuen EU Förderperiode ab 2021 

reflektierte das Programm diejenigen The-

menbereiche aus dem Portfolio des Aus-

schusses, die aktuell auf dem Brüsseler Par-

kett diskutiert werden. Neben Fachleuten aus 

der Kommission erläuterten die niedersächsi-

schen Europaabgeordneten Bernd Lange 

(SPD), Jens Gieseke (CDU) und Rebecca 

Harms (GRUENE) ihre Sichtweisen zur ge-

genwärtige Lage im internationalen Handel 

und zur Diskussion um neue CO2 Grenzwerte 

bei PKW und Lieferwagen. 

 

 

Neue Konsultation 

Wasserpolitik der EU  
Die Kommission hat die im Rahmen des Fit-

nesscheck angekündigte Konsultation zur 

Wasserrahmenrichtlinie und zur Hochwasser-

richtlinie vorgelegt. Die Kommission will wis-

sen, wie bzw. ob die Richtlinien in Bezug auf 

die nachhaltige Bewirtschaftung und die Ver-

besserung des Zustandes von Gewässern 

bzw. im Hinblick auf die Reduzierung von 

Überschwemmungsrisiken Wirkung gezeigt 

haben. Zielgruppe der Befragung sind sowohl 

die Allgemeinheit als auch die Fachöffentlich-

keit. Die Konsultation läuft bis zum 4.03.2019. 

Am 25.09. fand in der Vertretung des 

Landes Niedersachsen bei der EU auf 

Einladung des Landes Niedersachsen im 

Rahmen der Veranstaltungsreihe des 

sog. ĂEuropapolitischen Dialogsñ eine Po-

diumsdiskussion zur Zukunft der Kohäsi-

onspolitik nach 2020 statt.  

Gemeinsam mit Eric von Breska, Direktor 

in der DG Regio, der Berichterstatterin 

zur Allgemeinen Dachverordnung der 

EU-Fonds, MdEP Constanze Krehl, und 

Professor John Bachtler vom European 

Policies Research Centre, wurden die 

Perspektiven der Regionalförderung un-

ter Einbeziehung der niedersächsischen 

Erfahrungen erörtert.  

Ministerin für Bundes- und Europaange-

legenheiten, Birgit Honé, forderte insbe-

sondere, dass die von der Europäischen 

Kommission vorgeschlagenen EU-Kofi-

nanzierungssätze nicht gegenüber dem 

jetzigen Stand abgesenkt werden dürf-

ten, dass der ELER in die Dachverord-

nung zurückkehren müsse und der ange-

strebte Zeitplan für den Mehrjährigen Fi-

nanzrahmen (MFR) sowie die sektoralen 

Legisativvorschläge zwingend eingehal-

ten werden müssen.  

Unter Bezugnahme auf den ambitionier-

ten Zeitplan, forderte MdEP Krehl die 

Bundesländer auf, bereits frühzeitig mit 

der Programmierung für die neue Förder-

periode 2021 bis 2027 zu beginnen.  

Knapp 100 Gäste aus den EU-Institutio-

nen, Verbänden, europäischen Regionen 

und Politik, darunter auch die Abgeordne-

ten des niedersächsisches Landtagsaus-

schusses für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 

und Digitalisierung, beteiligten sich aktiv 

an der folgenden Diskussion.  

Im Ausschuss Bundes- und Europaange-

legenheiten und Regionalentwicklung 

sind wir sehr nah am Thema, lassen uns 

von dem jeweils neuesten Stand unter-

richten, um ggf. rechtzeitig zu agieren. Mit 

unseren Europaabgeordneten sind wir im 

regelmäßigen Austausch. 

Gudrun Pieper 

 
 
 Parlamentariergruppe Europa Union gegründet 

Mit 17 Abgeordneten hat sich kürzlich die Parlamentariergruppe der Europa-Union im 

Niedersächsischen Landtag gegründet. Das Sprecherteam besteht aus Vertreterinnen 

und Vertretern der CDU, SPD, Grünen und der FDP mit Marcel Scharrelmann an der 

Spitze. Die Gruppe ist mit dem Europaausschuss personell eng verzahnt, so dass wir 

auf gute Anstöße für die parlamentarische Arbeit hoffen. 



Zu Besuch bei der Senioren Union  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

Fast auf den Tag genau ein Jahr nach 

der Landtagswahl habe ich vergange-

nen Mittwoch meinen ĂBericht aus dem 

Landtagñ bei der Senioren Union Muns-

ter gehalten. Die Ausschussarbeit fällt 

im neugewählten Landtag umfangrei-

cher aus als in früheren Perioden, da die 

Größe der Ausschüsse von 12 auf 15 

Mitglieder erhöht wurde. Das ist kein 

Selbstzweck, sondern war notwendig, 

damit alle Oppositionsparteien in jedem 

Ausschuss einen festen Sitz erhalten 

konnten. CDU und SPD entsenden in 

Auswirkungen  

des Klimawandels  
Am vergangenen Freitag fand das f¿nfte ĂZukunfts-

forumñ des Freundes- und Fördererkreises (FöK)  

der Jungen Union (JU) Heidekreis statt. 

Die 2014 von Zukunftsforum der Jungen Union Hei-

dekreis Dr. Dieter Herzog, sowie dem JU-Kreisvor-

sitzenden, Timo Albeshausen, und mir, als Vorsit-

zenden des FöK der JU Heidekreis, ins Leben ge-

rufene Veranstaltungsreihe richtet ihren Fokus in je-

dem Jahr auf ein anderes gesellschaftliches Thema 

von besonderer Bedeutung und zugleich mit regio-

nalem Bezug.   

Die fünfte Auflage der Veranstaltung, die dieses 

Jahr in Schneverdingen durchgeführt wurde, stand 

unter der ¦berschrift: Ă Klimawandel - Herausforde-

rungen und Perspektiven für die regionale Landwirt-

schaftñ. Als Referenten f¿r die Veranstaltung konn-

ten Prof. Dr. Johann Schreiner, ehemaliger Direktor 

der Alfred-Toepfer-Akademie und Dirk Gersten-

korn, Vertriebsleiter des weltweit agierten Pflanzen-

zuchtunternehmens KWS aus Einbeck gewonnen 

werden. 

Prof. Dr. Schreiner beleuchtete in seinem Vortrag 

zunächst den Klimawandel aus naturwissenschaft-

licher Sicht. Er machte deutlich, dass es globaler 

wissenschaftlicher Konsens sei, dass es einen Kli-

mawandel gibt, der maßgeblich durch den Faktor 

Mensch beeinflusst wird. Natürlich habe es in der 

gesamten Geschichte des Planeten Erde natürliche 

Klimaschwankungen gegeben. Was man aber seit 

dem Beginn der Industrialisierung empirisch be-

obachten könne, sei eine beispiellose und größten-

teils vom Menschen beeinflusste Entwicklung. ĂEs 

steht außer Frage, dass sich die Vegetationsgürtel 

weiter nach Norden verschieben werden, die Som-

mer werden im Durchschnitt wärmer und nieder-

schlagsªrmerñ, so der Experte. Die deutsche Land-

wirtschaft werde sich darauf einstellen müssen, 

dass sich die klimatischen Rahmenbedingungen 

dauerhaft verändern würden. 

Prof. Dr. Schreiner gab den Besuchern der Veran-

staltung schließlich, untermauert mit konkreten Bei-

spielen, den Appell mit auf den Weg, dass eine an-

nähernd klimaneutrale Lebensweise jedes einzel-

nen nicht so schwer zu bewerkstelligen sei, wie 

viele Menschen denken.  

Dr. Karl-Ludwig von Danwitz 
 

 

 

Aus dem  

Plenum 
 

Unterwegs 
mit Dr. Karl-Ludwig von Danwitz 

 

die Fachaus-

schüsse je 6 Ab-

geordnete, die 

Grünen, die FDP 

und die AfD je ei-

nen Vertreter. Ich 

selbst bin Mit-

glied in den Aus-

schüssen Kultus 

und Petitionen 

sowie im Unterausschuss Medien. In-

nerhalb der CDU-Fraktion bin ich Spre-

cher für den Bereich frühkindliche Bil-

dung. Und konnte, dieses Fachgebiet 

betreffend, positive Nachrichten über-

bringen: Durch die Beitragsfreiheit in 

Kindertagesstätten werden die Eltern 

um 400 Mio. Euro jährlich entlastet. Zu-

sätzlich fördert das Land Niedersach-

sen neue Krippenplätze mit einem Zu-

schuss für die Kommunen. Ab dem 1. 

August 2019 wird es eine dualisierte Er-

zieherausbildung geben, die eine grö-

ßere Verzahnung von Theorie und Pra-

xis bieten wird. Bislang dauerte eine 

Ausbildung zum Erzieher 5 Jahre, in de-

nen keinerlei Vergütung bezahlt wurde, 

nun werden auch angehende Erziehe-

rinnen und Erzieher eine Ausbildungs-

vergütung erhalten. Als nächsten 

Schritt wollen wir innerhalb dieser Le-

gislaturperiode die Qualitätsstandards 

verbessern, was wir auch im Koalitions-

vertrag vereinbart haben. 

Weitere positive Beschlüsse der Lan-

desregierung sind die Schaffung neuer 

Stellen für Lehrer, Polizisten, Richter 

und Staatsanwälte: Es nützt nichts, 

neue Polizisten auf die Straßen zu schi-

cken, wenn die Fälle dann nicht von 

den Gerichten zeitnah bearbeitet wer-

den können. Das noch zu beschlie-

ßende Polizeigesetz wird der Polizei 

bessere Möglichkeiten zur Bekämp-

fung aller Arten von Terrorismus und 

ĂCybercrimesñ im Internet bieten, Poli-

zisten sollen durch den Einsatz von Ka-

meras (sog. Bodycams) besser ge-

schützt werden. Es gilt, immer eine 

sorgfältige 

Abwägung zu 

treffen, wann 

Freiheiten zu 

Lasten der Si-

cherheit ein-

geschränkt 

werden müs-

sen, die an-

gedachten 

Änderungen am Polizeigesetz sind 

aber maß- und sinnvoll. 

Einige ĂAltlastenñ der rot-grünen Lan-

desregierung müssen noch dringend 

aufgearbeitet werden. So ist die Unter-

richtsversorgung in den vergangenen 

4,5 Jahren von über 103% auf unter 

98% gesunken. Die Einstellung zusätz-

licher Lehrkräfte und die Schaffung 

neuer Studienplätze für Lehramtsstu-

denten sollen hier Abhilfe schaffen. Au-

ßerdem gibt es im Bereich Straßeninf-

rastruktur einen Investitionsstau. Durch 

die Blockadepolitik der GRÜNEN in der 

letzten Legislaturperiode im Straßen-

bau sind wir gefordert, die Versäum-

nisse im Infrastrukturausbau der letzten 

fünf Jahre zu beseitigen. Die einseitige 

Förderung des ÖPNVs ist ein klarer 

Fehler gewesen. Zwingend notwendig 

ist nun der Gleichklang der Förderung 

von ÖPNV und Individualverkehr. Die 

Menschen müssen im Vordergrund ste-

hen, die Probleme müssen angepackt 

werden! 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

  

 

Turnier parlamentarischer Fußballmannschaften 
Zum ersten parlamentarischen Fußballturnier trafen sich am 2. Oktober 2018 die Fußball-

Mannschaften der Landtage Sachsen, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und des 

Bundestages in Berlin. Organisiert vom FC Bundestag und ausgetragen unter Schirm-

herrschaft des Präsidenten des DFB Reinhard Grindel konnten selbst widrigste Wetter-

bedingungen unsere Spiellaune nicht trüben. 

Zur anschließenden Siegerehrung nach einem spannenden Turnierverlauf im Olympia-

park Berlin traf man sich aber dennoch im Warmen und Trockenen - in der Landesvertre-

tung Sachsen: Platz 1 belegten die Männer des FC Landtag Nordrhein-Westfalen, gefolgt 

von unserer Mannschaften des FC Landtag Niedersachsen und FC Landtag Sachsen. 

Der FC Bundestag als Ausrichter des Turniers freute sich über den guten Verlauf des 

Tages und über den ehrenwerten 4. Platz. Das frisch gezapfte Radeberger Bier und den 

guten Tropfen Sachsenwein hatten sich alle Kicker redlich verdientéund f¿r die Fortset-

zung des Turniers sind wir auch zu haben! Die Mannschaften sind alle fraktionsübergrei-

fend, was ich sehr wichtig und gut finde. Bei diesen zwanglosen Treffen ohne Tagesord-

nung kann man auch mal außerhalb der offiziellen politischen Termine sprechen, sich 

besser kennen und auch schätzen lernen was für zukünftige Treffen auf der politischen 

Bühne nur von Vorteil sein kann. 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Unterwegs 
mit Dr. Karl-Ludwig von Danwitz 

  

 

Feierstunde zum Tag der Deutschen Einheit  
 

 

 

 

Der 3. Oktober ï ein wichtiger Tag für 

uns im Kalender. In meinem Grußwort 

habe ich über das Grenzlandmuseum 

Eichsfeld gesprochen, in dem vorbildlich 

die Erinnerung an die Teilung Deutsch-

lands thematisiert wird. Wir erinnern uns 

an Montagsdemonstrationen, an Protest-

bewegungen, an mutige Menschen. 

Menschen, die es leid waren, von einem 

Unrechtsregime gegängelt zu werden. 

Diese Erinnerung müssen wir wachhal-

ten und insbesondere unseren Kindern 

und Enkelkindern weitergeben. Nur an 

wenigen Orten in Deutschland stößt man 

heute noch auf erlebbare Relikte der Tei-

lung Deutschlands. Auf der Grenze zwi-

schen Niedersachsen und Thüringen 

entstand 1995 das Grenzlandmuseum 

Eichsfeld und informiert an diesem au-

thentischen Ort über die deutsche und 

ƵDie CDU hört zuƳ 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 

Gemeinsam mit der CDU Soltau stand ich un-

ter dem Motto ĂDie CDU hºrt zuñ den B¿rge-

rinnen und Bürgern für Fragen zur Verfügung. 

Bei herrlichem Herbstwetter konnten wir viele 

gute Gespräche führen. Gerade in diesen Zei-

ten, in denen die Politik kontrovers diskutiert 

wird und viele Menschen unzufrieden mit der 

politischen Arbeit sind, finde ich es besonders 

wichtig, ansprechbar zu sein und sich die Sor-

gen und Nöte der Menschen anzuhören und 

auch ernst zu nehmen. Noch wichtiger ist es 

dann allerdings, die Probleme auch anzu-

packen. Dafür stehe ich! 
 

Besuch bei Heidekäfern 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kürzlich habe ich in der FZB Schneverdingen 

die dort bis zur Fertigstellung der neuen Kin-

dertagesstätte untergebrachten Kitagruppen 

ĂHeidekªferñ besucht. Frau Schüren, Leiterin 

der KiTa, zeigte sich mit der Einrichtung des 

Provisoriums sehr zufrieden, inzwischen seien 

alle notwendigen Maßnahmen abgeschlossen 

und der KiTa Betrieb laufe problemlos. Ich 

selbst finde die Umsetzung dieses Provisori-

ums sehr gelungen. Frau Schüren bestätigte 

mir außerdem, dass die Pläne des Landes zur 

Einführung der dualisierten Ausbildung der Er-

zieher sinnvoll und zielführend seien. 

europäische Teilungsgeschichte. Hier ist 

ein Ort des Erinnerns und Mahnens ent-

standen, ein Lernort für die Demokratie. 

Die Wertevermittlung an kommende Ge-

nerationen und die Verknüpfung histori-

scher Themen mit aktuellen Debatten 

steht im Vordergrund. Deshalb habe ich 

mich in Hannover nach dem privaten Be-

such des Grenzlandmuseums Eichsfeld 

bei Duderstadt im August dieses Jahres 

intensiv mit Kolleginnen und Kollegen da-

für eingesetzt, dieses Museum als thürin-

gisch-niedersächsisches Projekt mit Lan-

desmitteln auszustatten. Wir werden im 

Haushalt 2019 Geld für politische Bil-

dung, insbesondere von Schülerinnen 

und Schülern im Grenzlandmuseum 

Eichsfeld einsetzen, damit die Verhält-

nisse in der ehemaligen DDR besser ver-

mittelt werden können. 

Die Festrede hielt in diesem Jahr Sebas-

tian Kohlhoff aus Berlin. 

 

Alle, die nicht dabei sein konnten, haben 

wirklich etwas verpasst: Es war ein sehr 

bewegender und beeindruckender Vor-

trag über die Geschichte seiner Familie 

vom Leben in der und Flucht aus der 

DDR. 

 



  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die EU-Kommission veröffentlichte am 

26.Januar 2018 einen Bericht über die 

Verhängung von Strafen für die Produk-

tion und die Verbreitung von gefälschten 

Medikamenten in der EU. Der Bericht 

zeigt eine sehr unterschiedliche Handha-

bung in den EU- Mitgliedsländern. Ge-

fängnisstrafen für die Fälschung von Arz-

neimitteln reichen z.B. von einem Jahr 

(Schweden, Finnland und Griechenland) 

bis zu 15 Jahre (Österreich, Slowenien 

und Slowakei), während Geldstrafen von 

4300 EUR (Litauen) bis zu 1 Mio. EUR 

(Spanien) und unbegrenzt (UK) verhängt 

werden. Nach der Richtlinie 2011/62/EU 

zur Schaffung eines Gemeinschaftskodex 

für Humanarzneimittel zur Verhinderung 

des Eindringens von gefälschten Arznei-

mitteln in die legale Lieferkette sind die 

Mitgliedstaaten verpflichtet, abschre-

ckende Strafen zu verhängen. Gefälschte 

Arzneimittel, die unwirksam, schädlich o-

der sogar tödlich sein können, sind dem 

Bericht zufolge eine ernsthafte Bedrohung 

für die öffentliche Gesundheit. Eine breite 

Palette von Arzneimitteln sei von dieser 

kriminellen Praxis betroffen, einschließlich 

Behandlungen gegen Krebs, sexuelle 

Dysfunktion und Hepatitis C. Gefälschte 

Arzneimittel würden in die EU-Lieferkette 

eingeführt; zwischen 2013 und 2017 seien 

mehr als 400 Vorfälle, von denen die 

meisten EU-Länder betroffen waren, vom 

EU-Schnellwarnnetz gemeldet worden. 

Der sicherste Weg an unschädliche Arz-

neimittel zu gelangen, ist immer noch der 

Kauf in der Apotheke vor Ort! 

 

Unterwegs 
mit Gudrun Pieper 

 

Anfang dieses Jahres bezog die DLRG 

Ortsgruppe Bad Fallingbostel ihr neues 

Domizil im Gewerbegebiet von Bad 

Fallingbostel. Ein guter Grund für CDU-

Stadtverbandsvorsitzende Sabine Jung 

und mich uns ein Bild von den neuen 

Räumlichkeiten zu machen. Vizepräsi-

dent der DLRG Hans-Hermann Höltje, 

Vorsitzende der Ortsgruppe Fallingbostel 

Petra Grote und Schatzmeisterin Petra 

Leuckhardt führten uns durch das Ausbil-

dungs- und Rettungszentrum. 

Nachdem im Januar der Umzug aus der 

Fahrzeughalle in Dorfmark in die neue 

Unterkunft erfolgte, wird jetzt die Zeit ge-

nutzt, die Räumlichkeiten mit den erfor-

derlichen Einrichtungsgegenständen 

auszustatten, damit im kommenden Jahr 

alles fertiggestellt ist. Dann ist auch ein 

Tag der offenen Tür geplant. Insgesamt 

stehen der DLRG jetzt ausreichend ge-

schützte Stellplätze für ihre Fahrzeuge 

Neues Ausbildungs- und Rettungszentrum 
 

Als stellvertretende Landrätin hatte ich 

die Ehre die 60. Landesvogelschau in 

der Walsroder Stadthalle eröffnen zu 

dürfen. Nach sechs Jahren durften wir 

die größte Vogelschau aller Bundeslän-

der wieder bei uns begrüßen. Rund 2000 

Vögel gab es zu bewundern. Die Vereine 

haben mit viel Herzblut ihre Volieren ge-

schmückt und präsentierten uns eine be-

wundernswerte Artenvielfalt, um Groß 

und Klein das schöne Hobby der Vogel-

zucht näher zu bringen.  

AK Landwirtschaft 

zu Gast in Walsrode 
Der Arbeitskreis Ernährung, Landwirtschaft 

und Verbraucherschutz der CDU-Landtags-

fraktion war kürzlich zu Besuch in Walsrode, 

um verschiedene Genossenschaftsformen 

kennenzulernen. Zunächst besichtigten wir 

die Viehvermarktung Walsrode-Visselhövede 

eG. Als wichtiger starker Partner der Land-

wirtschaft steht die Viehvermarktung auf gan-

zer Linie für Qualität, Vertrauen und Sicher-

heit. Mit dem Bau einer neuen Waschhalle, 

eigens für Nutztiertransporte, wird hier konti-

nuierlich in die Zukunft investiert. Doch ver-

schärfte Rahmenbedingungen, wie die Tier-

schutztransportverordnung und die Einhal-

tung der Lenk- und Ruhezeiten stellen das 

Unternehmen immer wieder vor große Her-

ausforderungen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Im Domkreuger erwartete uns Torsten Söder, 

der uns über die Kirchboitzer Zukunft eG in-

formierte. Mit viel Engagement und einer 

starken Dorfgemeinschaft, die weder Kosten 

noch Mühen scheut, wurde und wird die 

Gaststätte renoviert und saniert. Dass sich 

die Mühe lohnt, davon konnten wir uns über-

zeugen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

und das Rettungsboot zur Verfügung. 

Sanitäre Anlagen und verschiedene Kü-

chenzeilen gehören im 600m² großen 

Gebäude ebenso dazu wie großzügige 

Umkleidekabinen. Ein weiterer Plus-

punkt der neuen Station ist die Nähe 

zum Hallenbad: Dadurch werde die Ver-

einsarbeit um einiges erleichtert. Das ca. 

100m² große Obergeschoss soll für Ver-

sammlungen, Schulungen und die Arbeit 

der DLRG-Jugend zur Verfügung ste-

hen. Die Leistungen, die die DLRG seit 

Jahren erbringt, und das alles in ehren-

amtlicher Tätigkeit, verdient jede Aner-

kennung. Dafür gehören aber, neben ei-

ner guten Ausrüstung für den Einsatz, 

auch zeitgemäße Arbeitsbedingungen. 

Mit dem neuen Stützpunkt in Bad 

Fallingbostel ist die erfolgreiche Arbeit 

der DLRG auch zukünftig sichergestellt.  

Landesvogelschau  

in der Stadthalle  

Am vergangenen Freitag besuchten uns 

die Gewinner einer Doppelkopfrunde 

aus Düshorn in Hannover. Nach einer in-

teressanten Einführung in die Abläufe 

und die Aufstellung des Niedersächsi-

schen Landtags, konnten die fünf Besu-

cher die Plenarsitzung von der Besu-

chertribüne aus live verfolgen. Zum Mit-

tagessen lud ich die Gäste in das Res-

taurant ZeitFür ein. 

Besuch  

im Landtag  


